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Bekanntgabe  
                                                                   an den  

 
Verw al tu ng sa us sch us s   

 
ü be r  d en  Au s s ch us s  fü r  ö f f ent l i ch e  S ic her he i t  un d  Ord nu ng 

 
Zweckvereinbarung mit dem Landkreis Helmstedt zur Aufgabenwahrnehmung auf 
dem Gebiet des Waffen- und Sprengstoffrechts; 

1. Änderung 

 
Durch Ratsbeschluss vom 21.06.2018 wurde der Zweckvereinbarung mit dem Landkreis 
Helmstedt zur Übertragung des Waffenrechts- und der teilweisen Übertragung des Spreng-
stoffrechts zugestimmt. Die von beiden Partnern am 22.06.2018 unterzeichnete Zweckverein-
barung wurde am gleichen Tage vom Nds. Ministerium für Inneres und Sport genehmigt und 
ist am 01.07.2018 in Kraft getreten. 
 
Beweggrund für den Abschluss der Zweckvereinbarung war der gemeinsame Wille, die (sei-
nerzeit) gesetzliche Zuständigkeit der Stadt Helmstedt aus verwaltungsökonomischen Grün-
den, allerdings auch vor dem Hintergrund der kürzlich vollzogenen Fusion, auf den Landkreis 
zu übertragen. Für die vereinbarte Übernahme der eigentlich der Stadt obliegenden Tätigkei-
ten wurde dem Landkreis zunächst ein Jahresbetrag von ca. 37.000 € überwiesen. Dieser ist 
aufgrund vereinbarter, regelmäßiger Erhöhungen im Jahre 2023 auf ca. 40.000 € angestiegen. 
 
Mit Wirkung vom 01.01.2024 ist die Zuständigkeit für die Bearbeitung des Waffenrechts ganz 
überwiegend (nur das Waffenhandelsrecht ist – aus welchen Gründen auch immer – bei der 
Stadt verblieben) auf den Landkreis übergegangen. Aufgrund dieser gesetzlichen Zuständig-
keitsverlagerung ist die bisherige Zweckvereinbarung überwiegend obsolet geworden. Nur für 
das Waffenhandelsrecht und für mit dem Waffenrecht zusammenhängende Teile des Spreng-
stoffrechts bedürfen weiterhin einer Übertragung per Zweckvereinbarung.  
 
Mit dem Landkreis wurde daher die als Anlage beigefügte, modifizierte Zweckvereinbarung 
abgestimmt. Diese bedarf, weil sie gegenüber der bisherigen Zweckvereinbarung ein “Weni-
ger“ regelt, keiner Beschlussfassung des Rates und auch keiner erneuten Genehmigung des 
Ministeriums.  
 
Bedeutsam an der geänderten Zweckvereinbarung ist die deutlich geringere finanzielle Belas-
tung für den Haushalt der Stadt Helmstedt. Diese wird zunächst bei jährlich ca. 4.000 € liegen 
und sich dann jährlich um 2 % erhöhen.  
 
Um Kenntnisnahme wird gebeten. 
 
Gez. Wittich Schobert 
 
(Wittich Schobert) 
 
Anlage 






